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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer, Christa Nickels, Andrea Fischer (Berlin), 
Annelie Buntenbach, Rita Grießhaber, Irmingard Schewe-Gerigk und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 13/7516 - 

Sammelübersicht 204 zu Petitionen 


Der Bundestag wolle beschließen, die Petition 5-13-15-2170- 
027037 der Bundesregierung als Material und den Fraktionen des 
Bundestages zur Kenntnis zu überweisen. 


Bonn, den 14. Mai 1997 

Amke Dietert-Scheuer 
Christa Nickels 
Andrea Fischer (Berlin) 

Annelie Buntenbach 
Rita Grießhaber 
Irmingard Schewe-Gerigk 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

1. Die Petenten tragen vor, daß die durch die Novellierung des 
Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) versprochene höhere Ent- 
lohnung in den Werkstätten trotz des in Kraft getretenen Ge- 
setzes ausbleibt. 

Das Arbeitsentgelt in den ca. 560 Werkstätten für Behinderte 
in Deutschland beträgt durchschnittlich 234 DM. Schon auf- 
grund dieses Durchschnittswertes wird ersichtlich, daß drin- 
gender politischer Handlungsbedarf gegeben ist. 

a) Nachdem am 1. August 1996 das novellierte Bundessozial- 
hilfegesetz in Kraft getreten ist, gelten auch die Bestim- 
mungen des § 41 Abs. 3 BSHG, die die Aufgaben des So- 
zialhilfeträgers gegenüber der Werkstatt für Behinderte 
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neu regeln. Der Sozialhilfeträger hat danach alle für die Er- 
füllung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen 
der Werkstatt notwendigen Personal- und Sachkosten im 
Rahmen der Vereinbarungen nach § 93 BSHG zu über- 
nehmen. Nach der Regierungsbegründung sollen zur Ver- 
besserung der Erlössituation der Behinderten die Sozial- 
hilfeträger in erweitertem Umfange Leistungen erbringen. 
Der Bund geht von Mehrbelastungen aller überörtlichen 
Sozialhilfeträger von etwa 100 Mio. DM aus. Der Bund ist 
ermächtigt, die von den Sozialhilfeträgern zu überneh- 
menden Leistungen in einer Rechtsverordnung zu regeln. 

Allerdings steht diese Regelung bis heute aus. 

Die sich aus § 41 Abs. 3 BSHG ergebenen inhaltlichen Ver- 
besserungen sind ab 1. August 1996 „auf dem Papier" in 
Kraft getreten. Demgegenüber verbietet § 93 Abs. 6 BSHG 
den Sozialhilfeträgern, in den Folgejahren bis zum 1. Ja- 
nuar 1999 die Tagessätze um mehr als 1 % jährlich (in den 
neuen Bundesländern um 2 %) zu steigern. Offen ist die 
Frage, ob § 41 BSHG der Deckelungsregelung des § 93 Abs. 
6 BSHG vorgeht mit der Folge, daß mögliche Verbesse- 
rungen unabhängig vom BSHG -Deckel zu zahlen sind oder 
aber durch die Deckelung die Verbesserungen nach § 41 
BSHG nicht vor dem 1. Januar 1999 greifen können. Die 
Sozialhilfeträger werden sich im Zweifelsfall auf den Stand- 
punkt stellen, daß die Deckelungsregelung des § 93 BSHG 
vorgeht, zumindest so lange, bis im Rahmen einer Rechts- 
verordnung Mehrleistungen für die Sozialhilfeträger fest- 
gehalten sind. 

Die Träger von Werkstätten sind jedoch der Auffassung, 
daß die Mehrbelastungen aus der Neufassung des § 41 
BSHG unabhängig von der Deckelungsregelung zusätzlich 
zu vergüten sind, weil § 41 BSHG den Sozialhilfeträgern 
zusätzliche Leistungen auferlegt, die am Stichtag der 
Deckelung, dem 18. Juli 1995 noch nicht berücksichtigt sein 
konnten. Deshalb habe der Sozialhilfeträger die Tagessät- 
ze vom Stand des 18. Juli 1995 zuzüglich den anschließend 
den Sozialhilfeträgern auferlegten Mehrleistungen aus 
dem § 41 BSHG zu vergüten. 

Die Verpflichtung zur Lohnzahlung nützt den behinderten 
Beschäftigten in den Werkstätten leider wenig, wenn die 
Werkstätten wirtschaftlich nicht in der Lage sind, dieser 
Verpflichtung in nennenswertem Umfang nachzukommen. 
Zwar sind nach § 41 Abs. 3 BSHG jetzt Nettoerlösrück- 
führungen unzulässig. Das eingesparte Geld können die 
Werkstätten jedoch nicht an die behinderten Beschäftigten 
auszahlen, weil die Sozialhilfeträger gleichzeitig in den 
meisten Bundesländern die Leistungen nach § 93 BSGH be- 
reits angepaßt haben und die Deckelung in § 93 Abs. 6 
BSHG bis 1999 die Werkstätten in ein finanzielles Korsett 
preßt, das sie in wirtschaftliche Notsituationen treiben 
kann. 
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Das Versprechen, den Werkstätten auch produktionsbe- 
dingte Kosten'nach § 41 Abs. 3 BSHG zu erstatten, 

„ wenn und soweit diese unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Verhältnisse in der Werkstatt der dort be- 
schäftigten Behinderten nach Art und Umfang über die 
in einem Wirtschaftsunternehmen üblicherweise ent- 
stehenden Kosten hinausgehen", 

wird gebrochen, wenn die Kostenbegrenzung in § 93 Abs. 6 
BSHG nach Interpretation des Bundesministeriums für Ge- 
sundheit (BMG) dazu führt, daß die Sonderregelung in § 41 
Abs. 3 a BSHG nicht zu einer Erhöhung der Kostensätze um 
mehr als 1 % bzw. in den neuen Bundesländern um 2 % 
führen darf. Das BMG will daher die Verordnung zur Um- 
setzung dieser Rechtsvorschrift erst bis 1999 erarbeiten. 

b) Nach der Neufassung des § 55 Schwerbehindertengesetz 
im Rahmen der BSHG-Novelle dürfen Werkstätten künftig 
nicht mehr den Gesamtbetrag einer Rechnung den Auf- 
traggebern (Firmen) undifferenziert auf die Rechnung set- 
zen, sondern müssen den Rechnungsbetrag in Arbeitslei- 
stung und Materialkosten aufgliedern, weil nur noch der 
auf die Arbeitsleistung der Werkstätten entfallende Rech- 
nungsbetrag in Höhe von 50 % auf die Ausgleichsabgabe 
(bei Nichteinhaltung der Beschäftigungsquote von 6 % 
Schwerbehinderten) angerechnet werden kann. 

Diese Neuregelung hat bei den Werkstätten erhebliche Un- 
ruhe ausgelöst und wird nach ersten Erkenntnissen mögli- 
cherweise zu Erlöseinbußen der Werkstätten beitragen. Be- 
reits jetzt verhandeln viele Firmen über die Höhe der 
Lohnkosten neu oder aber weisen die Werkstätten auf gün- 
stigere Einkaufsmöglichkeiten hin, um insgesamt die 
Kosten zu drücken. Hierdurch wird dem Ziel der BSHG- 
Novelle für die Werkstätten, die Entgelte der Werkstattbe- 
schäftigten durch bessere gesetzliche Rahmenbedingun- 
gen zu erhöhen, entgegengewirkt. 

Denn an dem Prinzip, daß letztendlich die behinderten Be- 
schäftigen für die Verluste der Werkstatt geradestehen 
müssen, wenn das Arbeitsergebnis für die Lohnzahlung nur 
noch geringfügige Mittel übrigläßt, hat sich nichts geän- 
dert. 

c) Für die Entlohnung empfahl der Beirat für Rehabilitation 
im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung schon 
im September 1991, daß bis spätestens zum Jahr 2000 ein 
gesetzlicher Anspruch auf ein existenzsicherndes Einkom- 
men geschaffen werden soll. Dabei solle auch die Mög- 
lichkeit der Finanzierung dieses Mindesteinkommens aus 
Mitteln der Ausgleichsabgabe, des Bundes bzw. der Bun- 
desanstalt für Arbeit geprüft werden. 

Zur Verbesserung der Erlöse aus dem Arbeitsergebnis für 
die Lohnzahlung sei es u. a. notwendig, daß zusätzliche Ko- 
sten, die im Zusammenhang mit dem steigenden Personal- 
bedarf bei der Betreuung Schwerstbehinderter und ande- 
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rer Personengruppen mit einem erhöhten Betreuungsbe- 
darf entstehen, von dem überörtiichen Träger der 
Sozialhilfe übernommen werden müssen. Auch auf einen 
Kostenbeitrag für das Mittagessen solle durch eine ent- 
sprechende Regelung in § 85 Nr. 3 BSHG endgültig ver- 
zichtet werden. 

Diese sechs Jahre alten Empfehlungen zeigen, daß die Vor- 
stellungen des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung und seines Beirates für Rehabilitation in eine Rich- 
tung gingen, die gewürdigt werden müssen und die den 
Petenten recht geben, daß es an der Zeit ist, eine existenz- 
sichernde Entlohnung in den Werkstätten für Behinderte 
zu etablieren. 

2. Die Petenten fordern gesetzlich anerkannte Arbeitnehmer- 
schutzrechte für die Beschäftigten in Werkstätten für Behin- 
derte. 

In § 54 b Abs, 1 und 3 Schwerbehindertengesetz wird im Rah- 
men der BSHG-Novellierung erstmals festgelegt, daß Behin- 
derte im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für Be- 
hinderte zu dieser Werkstatt in einem arbeitnehmerähnlichen 
Rechtsverhältnis stehen, wenn sie nicht Arbeitnehmer sind. 
Der Begriff des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses 
wird im Gesetz nicht näher erläutert. Es wird lediglich in Ab- 
satz 3 darauf verwiesen, daß sein Inhalt unter Berücksichtigung 

„ des zwischen Behinderten und den Sozialleistungsträgern 
bestehenden Sozialrechtsverhältnisses durch Werkstatt- 
verträge zwischen den Behinderten und dem Träger der 
Werkstatt näher zu regeln ist. 

Im Referentenentwurf zur BSHG -Novelle vom Mai 1995 wur- 
de der Begriff „arbeitnehmerähnliches Rechtsverhältnis'' noch 
inhaltlich ausgefüllt. Es hieß dort in § 54 b Abs. 1; 

„Auf dieses Rechtsverhältnis sind, soweit sich aus dem zu- 
grundeliegenden Sozialrechtsverhältnis nicht anderes er- 
gibt, die gesetzlichen Vorschriften über Arbeitszeit, Urlaub, 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Entgeltzahlung an 
Feiertagen, Erziehungsurlaub und Mutterschutz sowie die 
arbeitsrechtlichen Grundsätze über den Persönlichkeits- 
schutz und über die Haftungsbeschränkung entsprechend 
anzuwenden. " 

Durch diese Formulierung wäre eine direkte Geltung der Ar- 
beitnehmerschutzgesetze für den Werkstattbereich geregelt. 
Man kann daher davon ausgehen, daß es der Wille des Ge- 
setzgebers war, das arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis so 
zu interpretieren, daß die für Arbeitnehmer geltenden Schutz- 
gesetze auch für den Werkstattbereich zumindest vertraglich 
Geltung finden sollten. Dies entspräche auch der Reformar- 
beitsgruppe im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung und den Empfehlungen des Beirats für Rehabilitation. 

Daß nun im geltenden Gesetz diese Arbeitnehmerschutzrech- 
te, entgegen dem Referentenentwurf, nicht mehr auf gezählt 
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werden, läßt offen, ob der Gesetzgeber tatsächlich im Gesetz- 
gebungsverfahren noch bereit war, diese arbeitnehmerähnii- 
chen Rechtsverhältnisse so weit auszulegen, daß sie den Ar- 
beitnehmerschutzrechten entsprechen. 

3 . Die Petenten fordern eine gesetzlich geregelte Mitbestimmung 
für die Beschäftigten in Werkstätten für Behinderte. 

Erstmals ist im Rahmen der Novellierung des BSHG in § 54 c 
Schwerbehindertengesetz die Mitwirkung der Behinderten am 
Werkstattgeschehen gesetzlich geregelt. 

Auch hier steht die diese Regelung ausgestaltende Rechtsver- 
ordnung, nämlich eine Mitwirkungsverordnung nach § 41 
Abs. 4 BSHG, noch aus. 

4. Die Petition gibt also genügend Anlaß, gesetzgeberische In- 
itiativen zu ergreifen, um bei der Reform der Werkstätten für 
Behinderte endlich praxisreievante Schritte im Interesse der 
Gleichstellung der behinderten Beschäftigten zu tun. 
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